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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Wieczorek 
(Duisburg) 
(SPD) 


Wird die Abschaffimg der Personenkontrollen im 
grenzüberschreitenden Verkehr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Frankreich vor 
Beginn der diesjährigen Reisewelle reahsiert 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schreckenberger 
vom 25. Juli 

Am 13. Juli 1984 wurde ein Abkommen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der französischen Regierung über den 
schrittweisen Abbau der Kontrollen an der deutsch-französischen Grenze 
unterzeichnet. Danach wurde an der deutsch-französischen Grenze ein 
Kontrollverfahren ohne Wartezeiten eingeführt. Das bedeutet, es werden 
lediglich Sichtkontrollen bei fließendem Verkehr und herabgesetzter 
Fahrtgeschwindigkeit durchgeführt. Einzelkontrollen sind auf Zweifels- 
fälle imd Stichproben beschränkt. Sie sollen den fließenden Verkehr 
nicht behindern und werden deshalb nach Möghchkeit an besonderen 
Stellen außerhalb der Fahrspur vorgenommen. 

Um den Verkehrsfluß zu fördern und den Grenzübergang zu beschleuni- 
gen, besteht nach der Vereinbarung ab. 1. August 1984 die Möghchkeit, 
durch das Anbringen einer grünen Scheibe an der Windschutzscheibe 
des Personenkraftwagens zum Ausdruck zu bringen, daß die Insassen die 
Voraussetzungen für einen ordnungsgemäßen Grenzübertritt erfüllen. 
Diese Regelung ist besonders für Frankreich von Bedeutung, wo ein 
generelles Halte- und Deklarationsgebot beim Grenzübertritt besteht. 


2. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Inwieweit führt die vorgesehene Abschaffung 
der Personenkontrollen dazu, daß die Warte- 
schlangen vor der Grenzabfertigung fortfallen 
bzw. die Wartezeiten sich verringern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schreckenberger 
vom 25. Juli 

Da auf deutscher und französischer Seite Einzelkontrollen nur noch in 
Zweifelsfällen und bei Stichproben - luid in diesem FaU auch möghchst 
außerhalb der allgemeinen Fahrspxuren - stattfinden, der übrige Verkehr 
jedoch mit verminderter Geschwindigkeit die Grenze passieren kann, ist 
zu erwarten, daß Wartezeiten weitgehend vermieden werden. 


3. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Welche kontroUen unter anderem auch des Per- 
sonenkraftwagen-Innenraums imd des Perso- 
nenkraftwagen-Kofferraums werden in Zukunft 
noch vorgenommen werden, und welche Aus- 
wirkungen hat dies gegenüber dem gegenwärti- 
gen Zustand für die nicht mehr personenkontrol- 
lierten Personenkarftwagen-Insassen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schreckenberger 
vom 25. Juli 

Kontrollen in Zweifelsfällen und als Stichproben können von gleicher 
Intensität wie nach dem bisherigen Verfahren sein; da sie jedoch außer- 
halb der Fahrspur stattfinden soUen, wird der übrige Personenkraftwa- 
gen-Verkehr durch sie nicht behindert werden. 


4. Abgeordneter 
Wieczorek 
(Duisburg) 
(SPD) 


Was bedeutet die beabsichtigte Änderung für 
Personenkraftwagen-Reisende, die nicht deut- 
scher oder französischer Nationalität sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schreckenberger 
vom 25. Juli 

Das KontroUverfahren ohne Wartezeiten güt für alle EG- Angehörigen; 
für Staatsangehörige aus Drittländern bleibt das bisherige KontroUver- 
fahren bestehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


5. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


Wird der Herr Bundeskanzler den Auswärtigen 
Ausschuß -wie während seiner Sitzung am 
26. Oktober 1983 zugesagt - vor einer Entschei- 
dung über Waffenexporte nach Saudi-Arabien 
rechtzeitig imterrichten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 31. Juli 

In Beantwortimg Ihrer Frage verweise ich auf die SteUimgnahme des 
Herrn Bundeskanzlers vor dem Auswärtigen Ausschuß am 26. Oktober 
1983 (ProtokoUauszug 9/113, Protokoll des Auswärtigen Ausschusses 
vom 26. Oktober 1983). An dieser Stellxmgnahme hat sich nichts geän- 
dert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 
Neubausen 


(FDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die nachteiligen Folgen zu beheben 
oder zu vermindern, die sich für die Hochschulen 
und andere wissenschaftlichen Einrichtungen bei 
der Gewiimimg oder Haltimg qualifizierten Per- 
sonals aus der Neuregelung der Eingangsbesol- 
dung für Beamte bzw. der Anfangsvergütung für 
Angestellte ergeben, und besteht wenigstens die 
Möglichkeit von Ausnahmeregelungen für befri- 
stete Beschäftigimgsverhältnisse? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 26. Juli 

Ich beziehe mich zunächst auf meine Antwort vom 25. April 1984, in der 
ich auf Ihre Schriftliche Anfrage vom 13. April 1984 zu dem gleichen 
Problem Stellung genommen habe (vgL Drucksache 10/1412, Frage 3). 

Ergänzend zu dieser Antwort bemerke ich noch folgendes: 

Nach § 19 a Abs, 2 des Bundesbesoldungsgesetzes ist die Bundesregie- 
nmg ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates zu bestimmen, daß die Absenkung der Eingangsbesoldung für 
Laufbahnen mit erheblichem Bewerbermangel ganz oder teilweise aus- 
gesetzt wird. Die Frage der Ausfüllung dieser Ermächtigimg wird zur Zeit 
geprüft. 

Allerdings sollte im Hinbhck auf die Entstehungsgeschichte und das 
Sparziel des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 von der Ermächtigung nur 
sehr zurückhaltend und nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn 
einwandfrei nachgewiesen werden kann, daß gerade durch die Absen- 
kungsregelung ein erheblicher Bewerbermangel hervorgerufen worden 
ist. 

Durch die von Ihnen erwähnten Probleme sind wegen ihrer Zuständigkeit 
für den Hochschulbereich in erster Linie die Länder betroffen. Es sollte 
daher zunächst den Ländern überlassen werden, die Frage von Abhüfe- 
maßnahmen für den Hochschulbereich zu prüfen. Mit einer derartigen 
Prüfung ist zur Zeit die Kultusministerkonferenz der Länder befaßt. 


7. Abgeordneter 
Curdt 
(SPD) 


Wann wird der europäische Paß - wie die Bun- 
desregierung durch das Presse- und Informa- 
tionsamt in Anzeigen erklärt hat - „ endhch ein- 
geführt", und welche Kosten werden damit für 
den einzelnen Antragsteller verbunden sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 30. Juli 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften haben in einer 
Entschließung der im Rat vereinigten Vertreter ihrer Regierungen vom 
23. Juni 1981 und in einer ergänzenden Entschließung vom 30. Juni 1982 
vereinbart, sich zu bemühen, bis spätestens zum 1. Januar 1985 einen Paß 
nach einheitlichem Muster in den Mitgliedstaaten der EG einzuführen. 
Der einheitliche Paß in den EG-Staaten, der rechtlich ein nationaler 
Reisepaß bleibt, kann nach den angeführten Entschließungen in fäl- 
schungssicherer oder in herkömmlicher Weise gestaltet sein. 

Nach der vom Gesetzgeber getroffenen Entscheidung für die Einführung 
eines fälschungssicheren imd automatisch lesbaren Personalausweises 
war es ein Gebot der Logik, für den Sicherheitsstandard des neuen Passes 
eine entsprechende Regelung zu treffen. Die Ausgabe des Europapasses 
erfordert in jedem Falle eine Änderung des Paßgesetzes. Der vom Bim- 
deskabinett am 13. Juli 1983 verabschiedete Entwurf eines neuen Paßge- 
setzes ist im Hinblick auf die damals hoch bevorstehende Entscheidung 
des Bundesverfassimgsgerichts zum Volkszählungsgesetz nicht in das 
Gesetzgebungsverfahren eingeführt worden. Gegenwärtig wird geprüft, 
ob unter Aufnahme von Gesichtspunkten aus dem Volkszählungsgesetz- 
urteü vom 15. Dezember 1983 und von Hinweisen der Datenschutzbe- 
auftragten Regelungen im Sinne einer zusätzlichen Datenschutzfreund- 
lichkeit in den Entwiuf des Paßgesetzes aufgenommen werden sollen. 
Die Bundesregierung kann daher gegenwärtig keinen genauen Zeit- 
punkt für die Einführung des Europapasses in der Bundesrepublik 
Deutschland angeben. 
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Die Kosten für die Herstellung eines fälschungssicheren und automatisch 
lesbaren Passes werden rund 40 DM betragen. Der Entwurf eines Paßge- 
setzes sieht für die Ausstellung des Europapasses für den einzelnen 
Antragsteller eine Gebühr von 30 DM vor. Die MÖghchkeit der Gebüh- 
renermäßigung und des Gebührenerlasses im Einzelfall wird es auch 
weiterhin geben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter 
Reschke 


(SPD) 


Trifft es zu, daß durch den Wegfall der Mehr- 
wertsteuerbefreiung nach § 9 UStG insbesonde- 
re die Mehrwertsteuerersparnis bei den Bauob- 
jekten der Gemeinden getroffen wird und nicht 
die Bauherrenmodelle? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Juli 

In Ihrer Frage gehen Sie davon aus, daß an den Wegfall von Umsatzsteu- 
erbefreiungen gedacht sei. Dies trifft nicht zu. Die Bundesregierung hat 
in Artikel 19 Nr. 2 des Entwurfs eines Steuerbereinigungsgesetzes 1985 
(Drucksache 10/1636) im Gegenteü vorgeschlagen, den Umfang der 
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 c Umsatzsteuergesetz (UStG) zu erwei- 
tern. 

Eingeschränkt wird allerdings - jedoch erst mit Wirkimg ab 1. Januar 
1985 - die nach § 9 UStG gegebene MÖghchkeit, auf bestimmte Steuer- 
befreiungen zu verzichten. Die Einschränkung dieser Verzichtsmöghch- 
keit ist durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 1981 
(BGBl. I S. 1523) erfolgt. Danach kann auf die Steuerbefreiung für die 
Vermietung und die Verpachtung von Grundstücken nur verzichtet wer- 
den, soweit das Grundstück nachweishch nicht Wohnzwecken dient oder 
zu dienen bestimmt ist. Die Einschränkung war erforderhch, weü insbe- 
sondere bei Bauherrenmodellen durch die steuerpflichtige Zwischenver- 
mietung von Wohnungen an einen anderen Unternehmer imd den hier- 
durch möghchen Abzug der von den Bauunternehmern usw. in Rechnimg 
gestellten Vorsteuem unangemessene Umsatzsteuervorteüe erzielt wer- 
den können, die zu einer ungleichmäßigen Steuerbelastung im Woh- 
nungsbau geführt haben. 

In dem Entwurf eines Steuerbereinigungsgesetzes 1985 ist nunmehr 
vorgesehen, die Verzichtsmöglichkeit auch bei der Vermietung usw. von 
solchen Grundstücken einzuschränken, die anderen nichtuntemehmeri- 
schen Zwecken als Wohnzwecken dienen (Artikel 19 Nr. 4). Es hat sich 
nämhch in der Praxis gezeigt, daß die gewerbliche Zwischenvermietung 
nicht nur bei Wohngebäuden, sondern z. B. auch bei Gebäuden gewählt 
wird, die den nichtuntemehmerischen Zwecken juristischer Personen des 
Öffentlichen Rechts dienen (z. B. Rathäuser). Zweck dieser Gestaltung ist 
hier ebenfalls, den Vorsteuerabzug auf die Baukosten zu ermöglichen. 
Durch die Gesetzesänderung sollen auch in diesem Bereich unangemes- 
sene Steuervorteüe vermieden und eine gleichmäßige Steuerbelastung 
gewährleistet werden. Damit wird der Verpflichtimg nach Artikel 3 des 
Grundgesetzes Rechnung getragen, das Umsatzsteuerrecht so auszuge- 
stalten, daß vergleichbare Sachverhalte nicht zu ungleichen Steuerbela- 
stungen führen. 


4 




Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1833 


9. Abgeordneter 

Reschke 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung eine Übersicht geben 
über geplante Bauvorhaben der Gemeinden 
(nach Investitionssumme), die vom Wegfall des 
§ 9 UStG tangiert werden, und wie groß ist die 
Anzahl der laufenden Bauvorhaben der Gemein- 
den (nach Investitionssumme), die vom Wegfall 
des § 9 UStG ab April 1985 betroffen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Juli 

Unterlagen über geplante Bauvorhaben der Gemeinden stehen der Bun- 
desregierung nicht zur Verfügung. 


10. Abgeordneter Wie sehen die Lösungen der Defizitprobleme der 

Curdt EG -Haushalte 1984 sowie 1985 aus und damit 

(SPD) die Abwendung der Zahlungsunfähigkeit der 

EG für die letzten vier Monate des Jahres 1984, 
die die Bundesregierung als dringendstes Pro- 
blem der EG und dringendstes Problem des Ge- 
samtpakets mit den anderen EG-Mitgliedstaa- 
ten auf dem Brüsseler Gipfel ausgehandelt und 
entschieden hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Juli 

Auf seiner Tagung am 25. /26. Juni 1984 in Fontainebleau ist der Europäi- 
sche Rat übereingekommen, daß in Erwartung der Ratifikation der Erhö- 
hung der Eigenmittel durch die nationalen Parlamente vom nächsten 
Ministerrat (Haushalt) Maßnahmen zur Deckung des Haushaltsbedarfs 
1984 getroffen werden, um das normale Funktionieren der Gemeinschaft 
sicherzustellen. 

In dem Anfang Juli 1984 vor gelegten Vorentwurf des Berichtigungs- und 
Nachtragshaushaltes 1/1984 hat die Kommission die Finanzierungslücke 
für 1984 auf 2071 Millionen ECU beziffert. Sie hat vorgeschlagen, diese 
Lücke in Form von Vorschüssen der Mitgliedstaaten auf die zu erwar- 
tende Erhöhung der Eigenmittel zu finanzieren. 

Dem vom 18. bis 20. Juli 1984 tagenden Budgetrat unterbreitete der 
Ratsvorsitzende nach eingehenden Beratungen einen Kompromißvor- 
schlag, der die Finanzierungslücke für 1984 auf 1350 Millionen ECU 
zurückführen würde; diese verbleibende Lücke soll durch eine Zusatzfi- 
nanzierung der Mitghedstaaten auf der Grundlage eines Beschlusses der 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen gedeckt werden. Dieser 
Kompromißvorschlag, den auch die deutsche Delegation mittragen 
konnte, fand im Budgetrat nicht die erforderhche Zustimmung aller 
Mitgliedstaaten. 

Zum EG-Haushalt 1985 erzielte der Budgetrat Einvernehmen über die 
wesentlichen Eckdaten, die die Aufstellung des Haushalts innerhalb des 
geltenden Finanzrahmens - bei Wahrung der vertragsgemäßen Rechte 
des Europäischen Parlaments bei den nichtobhgatorischen Ausgaben - 
zulassen. Noch kein Einvernehmen gab es zu dem Text einer Erklärung 
über einen etwaigen Nachtragshaushalt 1985, der im Laufe des nächsten 
Jahres zur Schließung der möghchen Finanzierungslücke 1985 erforder- 
hch werden könnte. Der Budgetrat wird am 6./7, September 1984 erneut 
zusammentreten, um die erforderlichen Entscheidungen über den Haus- 
halt 1984 und den Haushalt 1985 zu treffen. 


5 




Drucksache 10/1833 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


11. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 


(CDU/CSU) 


Wie viele Personen werden im Zusammenhang 
mit der Festsetzung und Überwachvmg von 
Milchkontingenten durch die Zollverwaltung be- 
nötigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Juli 

Der mit der Durchführung der EG-Garantiemengenregelung für Müch 
verbundene personelle Aufwand für die Zollverwaltung läßt sich zur Zeit 
nicht quantifizieren. Aussagen darüber hängen insbesondere davon ab, 
in welchem Umfang die Erzeuger Rechtsbehelfe gegen die Zuteüung der 
Referenzmengen (Erzeugerquoten) einlegen werden. 


12. Abgeordneter Ist aus der Antwort der Bundesregierung auf 

Dr. Mitzscherling meine Schriftlichen Fragen 19 und 20 in Druck- 

(SPD) Sache 10/1745 zu schließen, daß die von Vertre- 

tern der Bundesregierung (Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Voss in seiner Antwort auf die 
Schriftlichen Fragen 22 und 23 des Abgeordne- 
ten Dr. Rumpf, Drucksache 10/600; Parlamenta- 
rischer Staatssekretärs Dr. Sprung in der Sitzung 
des Wirtschaftsausschusses vom 24. Mai 1984) 
erklärte Prüfung der Frage, ob § 3 Wähnmgsge- 
setz geändert werden solle, nunmehr mit negati- 
vem Ergebnis abgeschlossen wurde, und hält 
somit die Bundesregierung gegenwärtig die 
währungsrechtlichen Grundlagen für ausrei- 
chend, um die von Bundeswirtschaftsminister Dr. 
Bangemann bei seinem Antrittsbesuch in Brüssel 
geforderte stärkere private Verwendung der 
Europäischen Währungseinheit (ECU) verwirkli- 
chen zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 1. August 

Die Bimdesregierung ist nach Prüfung zu dem Ergebnis gekommen, daß 
eine Änderung des § 3 des Währungsgesetzes nicht erforderlich ist. 


13. Abgeordneter 

Dr. Mitzscherling 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in der zunehmenden 
privaten Verwendung der Europäischen Wäh- 
rungseinheit (ECU) einen wichtigen Beitrag zur 
wirtschaftlichen Konvergenz und Integration der 
Gemeinschaft, der auch ein „Europa der Bürger“ 
schaffen hüft, und wird sie deshalb die vom 
Europäischen Rat am 25. /26. Jxini in Fontaine- 
bleau in Aussicht genommene Prägung einer 
europäischen Münze, der ECU, als eines euro- 
päischen Zahlungsmittels unterstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 1. August 

Die Bundesregierung unterstützt die Forderung des Europäischen Rates, 
daß die Gemeinschaft „Maßnahmen trifft, durch die ihre Identität gegen- 
über den europäischen Bürgern und der Welt gestärkt und gefördert 
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wird". Der Europäische Rat hat dabei „die Prägung einer europäischen 
Münze - der ECU nicht in Aussicht genommen, sondern ledighch 
einen Ad-hoc-Ausschuß beauftragt, u. a. auch diese Anregung zu prüfen. 
Die Bundesregierung ist aber vorbehaltlich der weiteren Prüfung der 
Ansicht, daß der Prägung einer solchen Münze erhebhche Schwierigkei- 
ten im Wege stehen. 


14. Abgeordneter 

Dr. Mitzscherling 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen der 
zunehmenden Bedeutung der Europäischen 
Währungseinheit (ECU) als europäisches Zah- 
lungs- und Verrechnungsmittel von deutschen 
Großbanken bei ihren Tochterunternehmen z. B. 
in Luxemburg ECU - Konten für deutsche Kun- 
den eingerichtet werden, weil die Deutsche Bun- 
desbank Gebietansässigen das Eingehen in- 
dexierter DM - VerbindÜchkeiten und damit die 
Einrichtung von ECU-Konten bei deutschen Kre- 
ditinstituten bisher nicht erlaubt hat, und wie 
beurteüt die Bundesregierung diese das Euro- 
mark tvolumen vergrößernde Entwicklung, von 
der mu Kreditinstitute profitieren, die im Aus- 
land operieren? 


Antwort des Parlamentaiischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 1. August 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß im Gebiet der Bimdesrepublik 
Deutschland ansässige Kunden bei den Tochtergesellschaften deutscher 
Geschäftsbanken in Luxemburg ECU-Konten unterhalten können. Derar- 
tige Geschäftsbeziehungen sind rechtlich zulässig. 


15. Abgeordneter 

Dr. Mitzscherling 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassimg, daß 
es geld- und währungspoütisch unbedenklich 
imd bankenstrukturpolitisch wie aus integra- 
tionspolitischer Sicht geboten ist, wenn es auch 
in der Bundesrepublik Deutschland künftig zu 
einer umfassenden privaten Verwendung der 
Europäischen Wähningseinheit (ECU) käme, 
imd hält es die Bvmdesregierung für einen gang- 
baren Weg, die geltend gemachten rechtlichen 
Bedenken durch eine Änderung der Genehmi- 
gungsgrundsätze der Deutschen Bimdesbank 
auszuräumen, wonach die Fühnmg von ECU- 
Konten und andere ECU-Transaktionen im Bun- 
desgebiet von der Deutschen Bundesbank ge- 
nehmigt werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 1. August 

Die Bimdesregierung steht gegenwärtig in einem engen Gedankenaus- 
tausch mit der Deutschen Bundesbank über etwaige währungs- und 
bankenstrukturpolitische Konsequenzen einer Zulassimg von ECU-Ver- 
bindlichkeiten für deutsche Gebietsansässige. Dabei werden auch die 
Möglichkeiten einer eventuellen Änderung der Genehmigungsgrund- 
sätze für die Eingehung von ECU -Verbindlichkeiten dmch deutsche 
Gebietsansässige nach § 3 des Währungsgesetzes geprüft. Die Gesprä- 
che sind noch nicht abgeschlossen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


16. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
21. Umweltministerkonferenz, daß der Ausbau 
von Fließgewässem nur dann zu fördern ist, 
wenn die ökologischen Belange durch natuma- 
hen Ausbau berücksichtigt werden, und wie will 
die Bundesregierung sicherstellen, daß dies in 
Zukimft verstärkt geschieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 31. Juli 

Die Bundesregierung trägt die Entscheidimg des für die Rahmenplanung 
zuständigen Planungsausschusses (PLAN AK) der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstrukhir imd des Küstenschutzes" mit. Sie ist 
der Auffassung, daß imerläßliche Eingriffe in ein Fließgewässer nur 
schonend und imter Beachtung der biologischen Zusammenhänge im 
und am Gewässer durchgeführt werden sollen, damit einerseits ein erhal- 
tenswerter Landschaftsbestandteü im notwendigen Umfang geschützt 
und andererseits die Selbstreinigimgskraft des Gewässers erhalten oder 
verbessert wird. 

Auf konkrete Einzelplanxmgen hat die Bimdesregienmg auf Grund des 
Artikels 75 Grundgesetz keinen Einfluß, Sie geht aber davon aus, dciß 
Gewässerausbaumaßnahmen ün Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe im 
Sinne der dort festgelegten Förderungsgrundsätze ausgeführt werden. 

Eine wertvolle Hüfe für künftige Planungen der Lander bieten die kürz- 
lich vom Deutschen Verband für Wasserwirtschaft und Kulturbau e. V. 
veröffentlichten Merkblätter „ökologische Aspekte bei Ausbau und 
Unterhaltimg von Fließgewässer", Heft 204, 187 Seiten, erschienen im 
Verlag Paul Parey, die sicherlich dazu beitragen werden, den natumahen 
Gewässerausbau weiter zu fördern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


17. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Welche Initiativen - und mit welchen Ergebnis- 
sen - hat die Bundesregierung seit ihrem Amts- 
antritt im März 1983 unternommen, um, entspre- 
chend ihren vielfältigen Ankündigimgen, zu 
einer deutlichen Verbesserung der innerdeut- 
schen Sportbeziehungen beizutragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 26. Juli 

Die Bimdesregierung hat stets die vom Deutschen Sportbimd (DSB) 
beanspruchte Autonomie des Sports beachtet. Sie hat andererseits im 
Einvernehmen mit dem DSB dessen Bemühungen um eine Verbesserung 
und Ausweitung des innerdeutschen Sportverkehrs auf pohtischer Ebene 
unterstützt. Brmdesnünister Windelen hat erst kürzlich, am 11. April 
1984, den Sportausschuß des Deutschen Bundestages ausführlich über 
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Entwicklung, Stand und Schwierigkeiten in den innerdeutschen Sportbe- 
ziehungen unterrichtet. Aus der Sicht des DSB berichtete hierzu dessen 
Generalsekretär Karlheinz Gieseler. Auf beide Berichte darf ich Sie im 
Zusammenhang mit Ihrer Frage verweisen. In Entwdcklung und Bewer- 
tung des innerdeutschen Sportverkehrs sind seitdem keine Änderungen 
zu verzeichnen. 


18, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Interessen 

Büchner der Sportorganisationen der Bundesrepublik 

(Speyer) Deutschland an einem umfassenden Ausbau der 

(SPD) innerdeutschen Sportbeziehungen stärker als 

bisher in die Gespräche und Verhandlungen mit 
der DDR einzubeziehen, und hält die Bundesre- 
gierung in diesem Zusammenhang die Hoffnun- 
gen der Sportvereine und Jugendorganisationen 
der Bundesrepublik Deutschland für berechtigt, 
daß anläßlich des geplanten Besuchs des DDR- 
Staatsratsvorsitzenden in der Bundesrepublik 
Deutschland auch Verbesserungen in den Sport- 
und Jugendbeziehungen erreicht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 26. Juli 

Wie bisher kann der Deutsche Sportbund auch weiterhin der politischen 
Unterstützung durch die Bundesregienmg gewiß sein. Es ist eines der 
wichtigsten Ziele der Deutschlandpolitik der Bundesregierung, die per- 
sönlichen Kontakte und Begegnungen zwischen den Menschen aus bei- 
den Staaten in Deutschland zu fördern und auszuweiten. Die Bundesre- 
gierung ist deshalb darum bemüht, auch für die Sportbeziehungen mög- 
lichst günstige politische Rahmenbedingungen in den gegenwärtigen 
Gesprächen und Verhandlungen mit der DDR zu schaffen. Das güt 
ebenso für die Kontakte im Jugendbereich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


19. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Vizepräsidentenstelle bei der 
Bundesanstalt für Arbeit in nächster Zukunft 
im Angestelltenverhältnis statt im Beamtenver- 
hältnis besetzt werden soll, und wenn ja, aus 
welchem Grund? 


20. Abgedrdnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Wie verträgt sich eine solche Umwandlung, im 
Gegensatz zur früheren Praxis, nüt der Politik 
der Bundesanstalt für Arbeit und den einzelnen 
Arbeitsämtern, AbteüungsleitersteUen auf jeden 
Fall mit Beamten zu besetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 26. Juli 


Es trifft zu, daß der Dienstposten des Vizepräsidenten der Bundesanstalt 
für Arbeit - Amt der Besoldungsgruppe B 8 BBesO - nach dem Beschluß 
der Bundesregierung vom 13. Juni 1984 vorübergehend mit einem 
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Beschäftigten im Angestelltenverhältnis besetzt werden soll. Dies ist 
erforderlich, da die Bundesregierung nach dem gleichen Kabinettsbe- 
schluß eine Gesetzesinitiative beabsichtigt, nach der die Ämter des Präsi- 
denten und des Vizepräsidenten der Bundesanstalt für Arbeit - abwei- 
chend von der derzeitigen Rechtslage und dem Arbeitsförderungsgesetz 
(§211 AFG) - als Beamtenverhältnisse auf Zeit ausgestaltet werden sol- 
len. Daher soll bis zum Inkrafttreten der unverzüglich einzuleitenden 
Gesetzesänderung die Ausübung der Tätigkeit des Vizepräsidenten der 
Bundesanstalt für Arbeit im Angestelltenverhältnis erfolgen. 

Die Bundesregierung sieht in ihrer Absicht, den vorgenannten Dienstpo- 
sten vorübergehend mit einem Angestellten zu besetzen, aus den in der 
Antwort zu Ihrer ersten Frage auf geführten Gründen, keinen Wider- 
spruch zu der Politik der Bundeanstalt, leitende Positionen (Abteüungs- 
leiterstellen) weiterhin auf jeden Fall mit Beamten zu besetzen. Die 
vorübergehende Besetzung des Dienstpostens des Vizepräsidenten der 
Bundesanstalt für Arbeit mit einem Angestellten stellt keine Abkehr von 
dieser Politik dar. 


21. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassimg des 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit, wo- 
nach durch die Tarif abschlüsse in den Bereichen 
Metall sowie Druck und Papier in diesem Jahr 
40 000 und im nächsten Jahr 50 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze entstehen sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 30. Juli 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat sich in einem Interview zu 
den möglichen Arbeitsmarkteffekten der tariflich vereinbarten Wochen- 
arbeitszeitverkürzung in der Metall- und Druckindustrie für die Jahre 
1985 und 1986 geäußert. Er hat ausdrücklich festgestellt, daß die ersten 
Wirkungen erst für das Jahr 1985 zu erwarten seien. 

Die von ihm genannten Arbeitsmarkteffekte (etwa 40000 im Jahr 1985 
und etwa 50 000 im Jahr 1986) umfassen sowohl Neueinstellungen als 
auch unterbliebene Entlassungen. Sie beruhen auf der Annahme, daß 
- unter sonst gleichen Bedingimgen - das durch die Arbeitszeitverkür- 
zung freiwerdende Arbeitsvolumen zu je 50 v. H. durch Produktivitätsef- 
fekte und durch Beschäftigungseffekte auf gefangen wird. 

Unter den vom Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit aufgeführten 
Prämissen stellen die genannten Arbeitsmarkteffekte eine plausible Grö- 
ßenordnung dar. 


22. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


23. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Wie ist die Schichtung der zeitlichen Dauer der 
Arbeitslosigkeit (imter einem Monat, mehr als 
einem Monat, länger als drei Monate, länger als 
sechs Monate, länger als ein Jahr, länger als 
zwei Jahre) im Erhebungszeitraum Mitte des 
Jahres 1984? 


Wie hat sich dieses im einzelnen seit 1982 ent- 
wickelt? 
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24. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung daraus, daß durch die zunehmende Zahl 
der längerfristigen Arbeitslosigkeit immer mehr 
Arbeitslose ihren Anspruch auf Arbeitslosengeld 
verheren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 1, August 

Die Bundesanstalt für Arbeit erhebt zweimal jährhch Daten über die 
Dauer der Arbeitslosigkeit. Bisher sind erst die Erhebungen von 1983 
ausgewertet, für 1984 liegen noch keine Ergebnisse vor. Die Strukturun- 
tersuchung der Bestände (jeweüs Ende September veröffentlicht in den 
Amtiichen Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit vom März 1984) gibt 
Auskunft über die bisher zurückgelegte Dauer der Arbeitslosigkeit. 
Danach ergab sich folgendes Büd: 


Dauer 

der Arbeitslosigkeit 

Ende September 1983 
absolut V. H. 

Veränderung gegenüber 
September 1982 
absolut V. H. 

unter 1 Monat 

197 122 

9,2 

- 21048 

- 9,6 

1 bis unter 3 Monate 

425 566 

19,9 

-1- 700 

+ 0,2 

3 bis unter 6 Monate 
6 Monate 

356402 

16,7 

-h 24 166 

+ 7,3 

bis miter 1 Jahr 

546 156 

25,6 

-h 88930 

+ 19,5 

1 bis unter 2 Jahre 

410320 

19,2 

+ 134772 

+ 48,9 

2 Jahre und länger 

198334 

9,3 

+ 87 742 

+ 79,3 

zusammen 

2133900 

100,0 

+ 315262 

+ 17,3 


Die Arbeitsmarktanalyse nach Bewegungsdaten vom Mai/Juni 1983 
(ebenfalls veröffentlicht in den Amtlichen Nachrichten der Bundesanstalt 
für Arbeit vom März 1984) liefert Daten über die abgeschlossene Dauer 
der Arbeitslosigkeit bei den Arbeitslosen, die im vierzehntägigen Erhe- 
bunsgzeitraum ihre Arbeitslosigkeit beendet haben. Danach betrug 1983 
die durchschnitüiche Dauer der Arbeitslosigkeit sieben Monate gegen- 
über sechs Monaten 1982. 


Die folgende Tabelle enthält eine Aufteilimg der Durchschnittswerte in 
Prozentanteilen: 


abgeschlossene Dauer der 
Arbeitslosigkeit 

1983 

1982 

imter 1 Monat 

10,4 V. H. 

15,2 V. H. 

1 bis unter 3 Monate 

19,1 V. H. 

23,2 V. H. 

3 bis unter 6 Monate 

29,4 V. H. 

29,3 V. H. 

6 bis unter 12 Monate 

28,0 V. H. 

25,0 V. H. 

1 bis unter 2 Jahre 

10,9 V. H. 

6,0 V. H. 

2 Jahre und länger 

2,2 V. H. 

1,3 V. H. 


Die Bundesregierung ist im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten der 
Bundesanstalt für Arbeit bemüht, den sozialen Problemen der von länger- 
fristiger Arbeitslosigkeit betroffenen — vor allem älteren — Arbeitnehmer 
Rechnung zu tragen. Die besonderen Probleme dieser Arbeitslosen wird 
die Bundesregierung auch bei ihren weiteren arbeitsmarktpolitischen 
Überlegungen berücksichtigen. Ergebnisse dieser Überlegvmgen wird 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordmmg vorlegen, wenn im 
Herbst die Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit zuverlässiger über- 
blickt werden kann und die Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt 
für Arbeit hierüber beraten haben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


25. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Welche konkreten Entlastungen haben vom 
Huglärm besonders betroffene Gebiete in der 
Pfalz durch die von der Bundesregierung im Sep- 
tember 1983 angekündigten Maßnahmen bisher 
erfahren, und wie will die Bundesregierung das 
immer noch viel zu hohe Tiefflugaufkommen 
über der Pfalz künftig verringern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 31. Juli 

Mit Schreiben vom 30. September 1983 hatte ich Ihnen angekündigt, daß 
die Tiefflugaktivitäten zum Teü in den ostwärtigen, grenznahen Raum 
verlagert werden sollen. Diese Maßnahme konnte bisher noch nicht in 
vollem Umfang verwirklicht werden, da es hierzu noch weiterer Konsul- 
tationen mit den AUüerten Hauptquartieren bedarf. 

Die inzwischen unabhängig davon veranlaßten Maßnahmen werden 
jedoch in naher Zukunft zu einer Entlastung in dem Gebiet nördlich der 
französischen Grenze bis zum Rhein-Main- Hugplatz führen. 

Im einzelnen wurden 

- das Überflugverbot/ die Luftraumbeschränkung für Biblis aufge- 
hoben, 

- die Symbole der nicht ständig genutzten Fallschirmabsprunggebiete 
aus den Tiefflugkarten entfernt, so daß sich für diesen Bereich eine 
Verbesserung der Luftraumstmktur und damit die Möglichkeit zur 
Auffächerung der Tiefflüge ergibt, 

- die in der Pfalz imd im Oberrheingraben stationierten Verbände 
angewiesen, ihre Tiefflugabfangübungen aus diesem Gebiet zu ver- 
legen. 

Verständlicherweise werden jedoch diese im 2. Quartal in Kraft gesetzten 
Veränderungen erst nach einer gewissen Übergangszeit die gewünschte 
Wirkung zeigen können. 

Eine generelle Verringerung des Tiefflugaufkommens ist dagegen nicht 
möglich, da die in der Bundesrepublik Deutschland übenden Luftstreit- 
kräfte ihren Tiefflug- Ausbüdungsbedarf bereits auf das noch vertretbare 
Mindestmaß zurückgeführt haben. Die im Südwesten (Pfalz- Oberrhein- 
graben) stationierten Verbände können deshalb in diesem Gebiet keine 
weiteren Einschränkungen hinnehmen. 


26. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Hat sich der Einsatz von zwei Tiefflugradargerä- 
ten zur Überwachung von Tiefflügen über der 
Pfalz bewährt, und welche einzelnen Verstöße 
wurden bisher durch diese Maßnahme festge- 
stellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 31. Juli 

Bundesminister Dr. Wömer hat in der Pressekonferenz am 10. April 1984 
- in der u. a. das Skyguardgerät vorgeführt wurde - festgestellt, daß die 
zwei bestellten Geräte erst zum Ende dieses Jahres ausgeliefert werden. 
Kontiniüerliche Einsätze zur Tiefflugüberwachimg können erst nach Ver- 
fügbarkeit der Geräte durchgeführt werden. 
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Das im Rahmen einer Sofortmaßnahme angemietete Skyguardgerät 
wurde bisher in der Pfalz noch nicht eingesetzt. Der Einsatz ist jedoch 
geplant. 


27. Abgeordneter Welches sind nach den bisherigen Erkenntnissen 

Kirschner der Bundesregierung die Ursachen für die bei- 

(SPD) den Abstürze der Mehrzweckkampfflugzeuge 

MRCA-Tomado? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 1. August 

Die Bundeswehr hat bisher drei Luftfahrzeuge vom Typ PA 200 
TORNADO durch Absturz verloren. 

Die Untersuchung der beiden Unfälle im Januar 1984 ist abgeschlossen. 
In beiden Fällen ist menschliches Versagen als Absturzursache festge- 
stellt worden. 

Die Untersuchung des Unfalls vom 6. Juh 1984 ist noch nicht abge- 
schlossen, so daß noch keine genauen Aussagen zur Unfallursache mög- 
hch sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Famiiie und Gesundheit 


28. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Wie hoch ist die absolute Zahl der 16- bis 18jähri- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland, und für 
wieviel Prozent davon beziehen die Erziehungs- 
berechtigten Kindergeld? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 30. Juli 

Nach den Ergebnissen der Bevölkerungsfortschreibung betrug die Zahl 
der 16- und der 17jährigen in der Bundesrepublik Deutschland am 
31. Dezember 1982 - neuere Zahlen hegen noch nicht vor- 2,12 Mil- 
honen. 

Die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Jugendhchen 
dieser Altersgruppe, für die Kindergeld gezahlt wurde, betrug 

am 1. Dezember 1982 etwa 1,59 Mihionen, 

am 1. Dezember 1983 etwa 1,51 Milhonen, 

am 1. Juni 1984 etwa 1,60 Milhonen. 

Das sind - bezogen auf die Zahl der 16- und 17jährigen am 31. Dezem- 
ber 1982 - zwischen 75 v. H. und 75,5 v. H. 


29. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Wie hoch ist die absolute Zahl der 18- bis 23jähri- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland, und für 
wieviel Prozent davon wurden im vergangenen 
Jahr von den Erziehungsberechtigten Anträge 
auf Weiterzahlung des Kindergeldes gesteht? 
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30. Abgeordneter Wieviel Prozent dieser Anträge wurden positiv 

Dr. Klejdzinski entschieden? 

(SPD) 


31. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 
(SPD) 


Wie hoch ist der Verwaltungsaufwand, um diese 
Anträge zu bearbeiten, und in welchem Verhält- 
nis steht er zu den erwarteten Einsparungen, die 
durch die zimächst generelle Streichung des 
Kindergeldes erreicht werden sollten? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 30. Juli 

Nach den Ergebnissen der Bevölkerungsfortschreibimg betrug die Zahl 
der jimgen Menschen, die im Alter vcm 18 bis unter 23 Jahren am 

31. Dezember 1982 in der Bimdesrepublik Deutschland lebten, 5,25 Mil- 
lionen. 

Den zweiten Teü der Frage 29 kann ich leider nicht beantworten? denn es 
gibt keine Statistik über die Kindergeldanträge, die nach dem Alter der 
Kinder gegliedert ist. Demgemäß lassen sich auch die Fragen 30 und 31 
nicht beantworten. Jedoch kann ich Ihnen die Zahl der in der Bimdesre- 
publik Deutschland lebenden jungen Menschen von 18 bis unter 23 Jah- 
ren nennen, für die am 1. Dezember 1983 Kindergeld gezahlt wurde. Sie 
beträgt annähernd 1 ,4 Milhonen. 

Im Zusammenhang nüt dem zweiten Teü der Frage 31 sei darauf hinge- 
wiesen, daß es keine Pläne der Bundesregierung gegeben hat oder gibt, 
die auf eine generelle Streichung des Kindergeldes für junge Menschen 
im Alter von 18 bis unter 23 Jahren zielten oder zielen. Im Gegenteü hat 
die Bundesregierung beschlossen, für jimge Menschen ohne Ausbü- 
dimgs- oder Arbeitsplatz bis zu 21 Jahren ab 1. Januar 1985 das Kinder- 
geld, soweit es auf Vorschlag der damahgen Regierung mit Wirkung vom 
1. Januar 1982 abgeschafft worden war, wieder einzuführen. 


32. Abgeordneter Wie viele Personen werden im öffenthchen 

Dr. Friedmann Dienst (einschheßhch Deutsche Bundesbahn, 

(CDU/CSU) Deutsche Bundespost und Bimdesanstalt für Ar- 

beit) zur Prüfung der Einkommensgrenzen bei 
Kindergeldzahlungen beschäftigt, und wie viele 
werden darüber hinaus für das Prüfen der Ein- 
kommensgrenzen im Zusammenhang nüt dem 
künftigen Erziehimgsgeld benötigt? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 27. Juli 

Mit der Durchführung der Regelung zur einkommensabhängigen Minde- 
rung des Kindergeldes werden im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit 
(Kindergeldkasse) zur Zeit 1500 Personen beschäftigt. Diese Zahl soll 
nach der Einschätzung der Bundesanstalt für Arbeit durch den zwischen 
der Bundesanstalt für Arbeit und zentralen Landesfinanzbehörden durch- 
zuführenden Datenabgleich ab Juni 1985 auf 750 sinken. 

Für die anderen mit der Durchführung des Bundeskindergeldgesetzes 
betrauten Stellen (§ 45 dieses Gesetzes) sind mir entsprechende Zahlen 
nicht bekaimt, zumal da die entsprechenden Verwaltungskosten 
- anders als diejenigen der Kindergeldkasse - nicht vom Bund erstattet 
werden. 
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Für die Durchführung der geplanten Regelung für die Zahlung eines 
Erziehungsgeldes dürfen laufend insgesamt etwa 100 Personen benötigt 
werden, im Jahr des Inkrafttretens der Regelung vorübergehend weitere 
100. Eine Aufteüimg dieser Zahlen nach der Art der Tätigkeit - Einkom- 
mensprüfung einerseits, sonstiges andereseits— ist nicht möghch. Der 
Personalaufwand für die Einkommensprüfimg bei der Erziehungsgeldre- 
gelung ist verhältnismäßig niedrig, weü hierfür die Einkommensfeststel- 
lungen verwendet werden können, die für die Kindergeldzahlungen 
getroffen werden. 


33. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundest:egienmg bekannt, daß Wüdbret 
von Tieren aus dem Harzraum erhebhch stärker 
mit Schwermetallen belastet ist als in anderen 
Regionen des Landes Niedersachsen? 


34. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Kennt die Bundesregierung die Ursachen dieses 
Vorganges und was gedenkt die Bundesregie- 
rung dagegen zu tun? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 2. August 

Auf Grund der Ergebnisse eines vom Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesimdheit geförderten Forschungsvorhabens über die Schadstoff- 
belastung bei Wüd aus fünf Großräumen mit unterschiedhchen Ökostruk- 
turen in Niedersachsen ist der Bundesregierung bekannt, daß im Raum 
Goslar-Osterode Lebern und Nieren von Wüdtieren mit Blei und Cad- 
mium stärker belastet sind, als dies in anderen niedersächsischen Gebie- 
ten der Fall ist. Aus den Ergebnissen geht weiterhin hervor, daß die 
Quecksüber- und Arsenbelastung gering ist und daß keine nennenswer- 
ten Unterschiede zu den industrialisierten Gebieten bestehen. 

Bei den Untersuchimgen wurde ebenfalls festgestellt, daß die Blei- und 
Cadmiumbelastung des Muskelfieisches auch gering ist und nur imwe- 
sentiiche Unterschiede in den einzelnen Gebieten und bei den verschie- 
denen Wüdarten aufweist. Allerdings ist das Muskelfleisch bei Hasen 
stets wesentlich stärker belastet als bei Reh-, Rot- und Schwarzwüd. Aus 
den Ergebnissen läßt sich ein direkter Zusammenh^g zwischen der 
Schadtsoffbelastung und den örtlichen Gegebenheiten beispielsweise 
durch den Straßenverkehr oder Industrieansiedlimg nicht herleiten. 

Der Brmdesminister für Jugend, Familie imd Gesundheit hat ein Konzept 
für den schrittweisen Aufbau eines Lebensmittel-Monitorings entwickelt, 
das unter Beteiligimg der für die Lebensmittel-Überwachung zuständi- 
gen Behörden verstärkt auch ursachenorientierte Untersuchrmgen auf 
Schwermetalle vorsieht. In diesem Zusammenhang nehme ich Bezug auf 
die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki auf 
die schriftliche Frage des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) vom 
31. Januar 1983 (Drucksache 9/2404 vom 4. Februar 1983). 


35. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


Ist die Bundesregierung bereit, das „Beruf sbüd 
Rettungssanitäter" zu schaffen, um damit die 
soziale Sichenmg des Rettungssanitäters zu ver- 
bessern, so daß beispielsweise bei einem Dienst- 
unfall Berufsunfähigkeitsrente euistelle einer Er- 
werbslosenrente in Anspruch genommen wer- 
den kann? 
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Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. August 

Die Bundesregierung hat in jüngster Zeit wiederholt zur Frage eines 
Bundesgesetzes über den Beruf des Rettungssanitäters Stellung genom- 
n>en. Auf die Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. 
Bard und der Fraktion DIE GRÜNEN ~ Drucksache 10/1631 - wird hinge- 
wiesen. 

Mit einem Bundesgesetz, das auf der Grundlage des Artikels 74 Nr. 19 
des Grundgesetzes erlassen werden könnte, würde wie bei allen entspre- 
chenden Gesetzen über nichtärztliche Heüberufe lediglich die Berufsbe- 
zeichnung „Rettungssanitäter" gesetzlich geschützt. Die Berechtigung 
zur Führung dieser Berufsbezeichnung würde an eine staathche Erlaub- 
nis geknüpft, die unter bestimmten Voraussetzungen (Absolvieren der 
vorgeschriebenen Ausbüdung, Bestehen der staatiichen Prüfung, gei- 
stige und körperhche Eignung sowie Zuverlässigkeit zur Ausübung des 
Berufs) erteüt wird. Fragen des Sozialversicherungsrechts würden durch 
ein solches Benifszulassungsgesetz nicht geregelt. Insofern ist es für die 
Beurteüung, ob Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitsrente zu zahlen ist, 
ohne Belang, daß es keine bundesgesetzhche Regelung über den Beruf 
„Rettungssanitäters" gibt. Entscheidend ist hier allein die tatsächhche 
Tätigkeit. Im übrigen sind die meisten hauptamthch im Rettungswesen 
Tätigen nach dem sogenannten 520-Stunden-Programm (vgl. Antwort zu 
Frage 1 der o. a. Kleinen Anfrage) ausgebüdet, verfügen also über eine 
spezielle Ausbüdung für den Rettungsdienst. 

Hinsichtiich der sozialen und gesellschafthchen Absichenmg und Aner- 
kennung der im Rettungsdienst Tätigen wird auf die Antwort zu Frage 4 
der o. g. Kleinen Anfrage verwiesen. 


36. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Rettungssa- 
nitäter durch die Schaffung des entsprechenden 
Berufsbüdes die rechthche Absicherung bei der 
Ausübung seiner Tätigkeit zu garantieren? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. August 

Was in einem Bundesgesetz über den Beruf des Rettungssanitäters gere- 
gelt werden kann, ist in der Antwort zur Frage 35 dargesteUt. Soweit mit 
der rechthchen Absicherung bei der Ausübung der Tätigkeit als Ret- 
tungssanitäter Haftungsfragen berührt sind, wird auf die Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 5 der Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Hasinger usw. und der Fraktion 
der CDU/CSU zum Rettungswesen - Drucksache 8/3537 - verwiesen, in 
der ausführlich zu dieser Problematik SteUung genommen wird. 


37. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


Ist die Bundesregierung auch der Auffassung, 
dciß durch die Schaffung des „Berufsbüdes Ret- 
tungssanitäter" sowohl eine qualifizierte Ausbü- 
dung als auch durch eine gleichwertige Ausbü- 
dung hervorragende Umschulungsmöglichkei- 
ten eröffnet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. August 

Durch die Schaffung eines Bundesgesetzes über den Beruf des Rettungs- 
sanitäters würde, wie es in dem Gesetzentwurf der Bundesregienmg in 
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der 7. Legislaturperiode (Drucksache 7/822) bereits vorgesehen war, eine 
Ausbildung vorgeschrieben werden, die den Anforderungen an den 
Beruf des Rettungssanitäters entspricht. Insofern würde ein qualifizierter 
Ausbildungsgang eröffnet. Ob dadurch außerdem zusätzliche Möglich- 
keiten für die Umschulung zum Rettungssanitäter entstehen würden, 
hängt davon ab, ob ein Bedarf an solchermaßen ausgebüdeten Rettungs- 
sanitätern besteht. 

Eine gesicherte Aussage kann dazu derzeit nicht gemacht werden. Durch 
eine qualifizierte Ausbildung des Rettungssanitäters könnte eine 
Umschulung in gleichartige Berufe (z. B. Krankenpfleger) erleichtert 
werden. 


38. Abgeordneter 

Voigt 

(Sonthofen) 

(fraktionslos) 


Wieviel Arbeitsplätze könnten nach Auffassung 
der Bundesregierung durch die Einführung des 
Berufs „Rettungssanitäter'' geschaffen werden, 
zumal bisher ein flächendeckendes Notarztsy- 
stem nicht vorhanden ist? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1. August 

Durch ein Bundesgesetz über den Beruf des Rettungssanitäters können 
keine Arbeitsplätze geschaffen werden. Es ist grundsätzhch Sache der 
Rettimgsorganisationen und der Berufsfeuerwehren, welche Kräfte (mit 
welcher Ausbüdung) sie im Rettungsdienst einsetzen. Je qualifizierter die 
Ausbildimg, desto höher die tarifliche Einstufung. Diese Frage der Folge- 
kosten eines Bundesgesetzes war einer der Gründe für das Scheitern des 
Regienmgsentwurfs in der 7. Legislaturperiode. 

Auch qualifiziert ausgebildete Rettungssanitäter können die bestehen- 
den Lücken im Notarztsystem nicht schheßen. 


39. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Ettlingen) 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß nach den Untersuchungsemp- 
fehlungen des Bundesgesundheitsamtes die 
Veränderung des als „Stabilisator" für PVC-Fo- 
hen und als „Vulkanisationsbeschleuniger" in 
Kautschukartikeln verwendeten Stoffs Diphenyl- 
thioharnstoff (DTH) unberücksichtigt bleibt, ob- 
wohl bereits nach einem Kontakt von nur zehn 
Tagen in Nahrungsfetten und Folien Zerfallpro- 
dukte festgestellt werden konnten, und was be- 
absichtigt die Bundesregierung gegen die wei- 
tere Verwendung dieser nüt DTH hergestellten 
Produkte, insbesondere der für Lebensmittel ver- 
wendeten Folien, zu unternehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 2. August 

Die Empfehlungen des Bundesgesundheitsamtes zur gesundheitlichen 
Beurteilung von Kunststoffen im Rahmen des Lebensmittelgesetzes stel- 
len nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft und Technik fest, unter 
welchen Bedingungen ein Bedarfsgegenstand aus hochpolymeren Stof- 
fen den lebensmittelrechtlichen Anforderungen entspricht. In diesen 
Empfehlungen ist der Stoff Diphenylthiohamstoff nur für weichmacher- 
freies PVC und seine Mischpolymerisate aufgeführt. Sein Gehalt im 
Kunststoff ist auf 1 v. H. begrenzt. 
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Untersuchungen in den Instituten für Lebensmittelchemie der Universitä- 
ten Frankfurt/Main und Karlsruhe haben ergeben, daß dieser Stoff in 
Verpackungsmaterialien für Lebensmittel allmählich zerfällt imd die Zer- 
fallsprodukte wiederum mit Lebensmittelinhaltsstoffen weitere Umwand- 
limgsprodukte büden können. Diese Ergebnisse sind bis jetzt nur in einer 
Kurzmitteüung veröffentlicht worden. Die Autoren haben eine ausführli- 
che Darstellung der Untersuchungen angekündigt; diese ist jedoch noch 
nicht entschienen. 

Das Bimdesgesundheitsamt hat den Leiter dieser Untersuchungen gebe- 
ten, ihm die Einzelheiten der Ergebnisse mitzuteüen. Sollte sich bei der 
Prüfung durch das Amt ergeben, daß es sich bei den Zerfalls- und 
Umsetzungsprodukten um gesundheitlich nicht unbedenkliche Anteüe 
handelt, so wird die Bundesregierung unverzüglich die erforderlichen 
Maßnahmen zum Schutz des Verbrauchers vor derartigen Erzeugnissen 
treffen. Darüber hinaus würde das Bundesgesundheitsamt die entspre- 
chende Kunststoff-Empfehlung in geeigneter Weise ändern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Ist die Bundesregierung bereit, die zwischen 
Frankreich und der Bimdesrepublik Deutschland 
vorgesehenen Grenzerleichterungen (Einfüh- 
rung einer Europaspur) auch auf die deutsch- 
österreichische Grenze zu übertragen und in ent- 
sprechende Verhandlungen mit dem Nicht-EG- 
Land Österreich einzutreten, das für die deut- 
schen Urlauber das bevorzugte Reiseziel ist und 
uns von Tradition, Geschichte und Sprache her 
näher steht als die in der EG zusammengeschlos- 
senen Staaten? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 2. August ' 

Am 26. Juli 1984 hat der Chef des Bimdeskanzleramtes, Staatssekretär 
Professor Dr. Schreckenberger, mit dem Staatssekretär im österreichi- 
schen Bundeskanzleramt, Dr. Löschnak, ein Gespräch über den Abbau 
von Grenzkontrollen an den deutsch-österreichischen Straßenübergän- 
gen geführt. 

Als erster Schritt ist danach die Einführung eines erleichterten KontroU- 
verfahrens ohne Wcirtezeiten beabsichtigt. In der Regel sollen nur noch 
Sichtkontrollen durchgeührt werden, während die Reisenden die Grenze 
mit ihrem Fahrzeug in verminderter Geschwindigkeit überqueren. Einge- 
hendere Kontrollen sind nur noch als Stichproben oder in Verdachtsfällen 
vorgesehen. Um das Verfahren zu erleichtern, können Reisende eine 
Scheibe an der Windschutzscheibe ihres Fahrzeuges anbringen. Sie trägt 
ein weißes „E" auf grüner Fläche. 

Das erleichterte KontroUverfahren soll für deutsche imd österreichische 
Staatsangehörige gelten. Vor der abschließenden Vereinbanmg müssen 
sich noch die zuständigen Regienmgsstellen mit der vorgesehenen Rege- 
lung befassen. Das erleichterte Verfahren soll nach Möglichkeit noch in 
dieser Reisesaison in Krcift treten. 


40. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 
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41. Abgeordneter 
Fischer 
(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Für welche Projekte haben Bundesländer - in 
welcher jeweüigen Höhe - bisher Sondermittel 
im Bunde sfemstraßenb au erhalten, ohne daß 
diese auf die jeweilige Länderquote angerechnet 
wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. Juli 

Für die nachfolgenden Projekte haben Bundesländer in den voran gegan* 
genen Jahren bis 1983 einschließhch im Rahmen des Bundesfernstraßen- 
baues Ausgabemittel ohne Anrechnung auf die Länderquoten erhalten: 

Berhn: 

Bundesstraße zwischen Grenze Berhn (West) und 


Anschlußstelle Waidmannsluster Damm 

52,2 Mio. DM 

Rheinland-Pfalz : 


A 1 Longuich — Hermeskeü 

187,4 Mio. DM 

A 62 Nohfelden — Freisen 

10,0 Mio. DM 

A 62 Bann — Pirmasens 

116,5 Mio. DM 

Saarland: 


A 8 Saarbrücken — Saarwellingen 

37,0 Mio. DM 

A 8 Dülingen — Merzig (B 406) 

15,0 Mio. DM 

A 8 Umgehung Neimkirchen 

12,0 Mio. DM 

Schleswig-Holstein: 


A 24 Autobahn Hamburg — Berhn 

108,8 Mio. DM 

Flankierende Maßnahmen 


(B 404; B 205 OU Neumünster; B 430) 

13,7 Mio. DM 


42. Abgeordneter 

Kretkowski 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bundesunter- 
nehmen am geplanten Verkehrsverbund Rhein- 
Sieg zu beteüigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25 Juli 

Die Bundesregierung befürwortet gmndsätzhch einen Beitritt der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) und der Bundesbahn/Bundespost-Tochter 
Region alver kehr Köln GmbH (RVK) zum geplanten Verkehrsverbund 
Rhein-Sieg. Dabei geht sie davon aus, daß die finanziellen Voraussetzun- 
gen für einen Beitritt erfüllt werden, welche die vom Bundeskabinett am 
23. November 1983 gebiUigten „Leithnien zur Konsohdienmg der DB" 
enthalten. Die Bundesregierung ist ferner bereit, unter Umständen sachh- 
che Bedenken hinsichüich der Größe des geplanten Verbundraumes 
sowie der vorgesehenen Organisationsform zurückzustellen. 


43. Abgeordneter Wenn ja, ist sie bereit, die Verhandlungen zur 

Kretkowski Gründung des Verbunds zügig zum Abschluß zu 

(SPD) bringen und die erforderhchen Bundesmittel be- 

reitzustellen, nachdem ein von der Landesregie- 
rung Nordrhein-Westfalen veröffenthchtes Gut- 
achten nunmehr detaiUiert nachweist, daß die 
Deutsche Bundesbahn im Verbund Mehreinnah- 
men von 200000 DM erzielen und damit ihr 
Wirtschaftsergebnis verbessern, der Verbund so- 
wohl für die Bundesuntemehmen als auch für 
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die beteiligten Verkehrsbetriebe und kommuna- 
len Gebietskörperschaften gegenüber dem Ist- 
Zustand Gewinne bringen und die Zahl der 
Fahrgäste im Verbundgebiet um bis zu zehn 
Prozent steigen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. Juli 

Nach den „Leitlinien" ist von einem Beitritt der Deutschen Bundesbahn 
(DB) oder der Re0onalverkehr Köln GmbH (RKV) sicherzustellen, daß 
die Verluste der Bimdesverkehrsuntemehmen vor Verbundbeitritt im 
Verhältnis zu den Gesamtzuwendungen des Bundes an die DB im Bun- 
deshaushalt (mittelfristige Finanzplammg) nicht steigen. Ob und inwie- 
weit mit einem Anstieg der Verluste zu rechnen ist, hat der Minister für 
Wirtschaft, Mittelstand xmd Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Rahmen eines Gutachtens imtersuchen lassen, das hier am 12. Juli 1984 
eingegangen ist. Die Gutachten-Ergebnisse wie das gesamte Zahlen- 
werk, insbesondere soweit es sich um Prognosen handelt, bedürfen einer 
sehr sorgfältigen Prüfung; mit der Prüfung ist begonnen worden. Nach 
deren Abschluß sind weitere klärende Gespräche und Abstimmungen 
erforderlich, wie sie im übrigen bei Kooperationsverhandlungen die 
Regel darstellen. Über deren Dauer läßt sich heute noch nichts Abschlie- 
ßendes sagen. Erst am Ende der Kooperationsverhandlungen wird sich 
übersehen lassen, wie DB xmd RVK in einem Verkehrsverbund Rhein- 
Sieg tatsächlich stehen werden. 


44. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Vollmer 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesre0erung bereit, keine Genehmi- 
gung gemäß § 14 Abs. 3 Buchstabe d des Bun- 
desbahngesetzes für die Stillegung der Güterwa- 
genausbesserungswerke Saarbrücken-Burbach, 
Fulda, Weiden und Hamburg- Harburg zu ertei- 
len, bevor nicht der Deutsche Bundestag ab- 
schließend über den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN zu dieser Problematik (Drucksache 10/ 
1638) beraten xmd entschieden hat, und wenn 
nein, warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 30. Juli 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bxmdesbahn (DB) hat axif Antrag des 
Vorstandes der DB die Stillegxmg der Ausbesserxmgswerke Fxilda, Ham- 
bxirg-Harbxirg, Saarbrücken-Bxirbach xmd Weiden gemäß § 12 Abs. 1 
Nr. 10 des Bxmdesbahngesetzes in seiner 222. Sitzxmg am 16. Jxili 1984 
beschlossen. Die Dxirchführxmg dieser Maßnahme bleibt nach § 14 des 
Bxmdesbahngesetzes der Genehnügxmg dxirch den Bxmdesminister für 
Verkehr Vorbehalten. Im Falle der Versagxmg muß er das Einvernehmen 
mit dem Bxmdesminister der Finanzen herstellen. 

Der Bxmdesminister für Verkehr beabsichtigt nicht, die Stillegxmg der 
Ausbesserxmgswerke Fxilda, Weiden xmd Saarbrücken-Bxirbach zu 
genehmigen. Den Antrag axif Stillegung des Ausbesserxmgswerkes 
Hambxirg-Harbxirg wird der Bundesminister für Verkehr sorgfältig prü- 
fen, bevor er in diesem Falle eine Entscheidxmg trifft. Dabei werden auch 
die zxim Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN gegebenen Begründungen 
(Drucksache 10/1638) in die Überlegungen mit einbezogen. 
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45. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß nach 25 Jah- 
ren in der Europäischen Gemeinschaft noch im- 
mer keine Harmoniesierungsvereinbarung für 
Ackerschlepper erzielt werden konnte? 


46. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, wenigstens auf dem Teilmarkt für Acker- 
schlepper eine EG-einheitliche Regelung zu er- 
zielen, und was unternimmt sie, um die entspre- 
chenden Verhandlrmgen zu einem baldigen Ab- 
schluß zu bringen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 2. August 

Die von Ihnen angezogenen Pressemeldungen treffen nicht zu. In der 
Europäischen Gemeinschaft sind ziu: EWG -Betriebserlaubnis für land- 
und forstwirtschaftliche Zugmaschinen bereits 19 Einzelrichtlinien in 
Kraft gesetzt worden. Diese Einzelvorschriften betreffen unter anderem 
auch einzelne Fahrzeugteüe der Zugmaschinen. 

Die Bimdesregierung wird sich auch in Zukunft dafür einsetzen, daß die 
zur Erteüung einer EWG-Betriebserlaubnis zur Zeit noch fehlenden Ein- 
zelrichtlinien im Zusammenwirken mit den anderen EG -Mitgliedstaaten 
bald ausgearbeitet und zügig in Kraft gesetzt werden. 


4-7. Abgeordneter 
Kretkowski 
(SPD) 


Trifft eine Pressemitteüimg der Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands zu, daß die Deut- 
sche Bundesbahn beabsichtigt, mit der Einfüh- 
rung eines neuen Interdty- Systems zum Som- 
merfahrplan 1985 die in den süddeutschen Raum 
führenden IC-Strecken 1 und 2 (Hamburg/Han- 
nover — Dortmxmd — Wuppertal — Köln) durch 
eine verkürzte neue Strecke 5 (Hagen — Wup- 
pertal — Köln) zu ersetzen und den Bahnhof So^ 
lingen-Ohligs als IC-Haltebahnhof Wegfällen zu 
lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 30. Juli 

Die Deutsche Brmdesbahn (DB), die ihr Angebot im Schienenpersonen- 
verkehr in eigener Zuständigkeit imd unternehmerischer Verantwortung 
gestaltet, beabsichtigt nicht, mit der Einführung eines neuen IC-Systems 
zum Sommerfahrplan 1985 den Bahnhof Solingen- Ohligs als IC-Halte- 
bahnhof entfallen zu lassen. 

Durch eine Neuordnung und Ergänzung des IC- Stammliniennetzes wird 
künftig die Linie 1 von Hamburg über Dortmund — Essen — Köln — 
Wiesbaden nach Frankfurt, die Linie 2 von Hannover über Dortmund — 
Essen — Köln — Mannheim — Stuttgart nach München imd die neue 
Linie 5 von Dortmund über Wuppertal — Köln — Frankfurt/Main — Würz- 
burg — Nürnberg nach München geführt werden. In die Linie 5 werden 
auch die fünf IC-Zugpaare von imd nach Amsterdam eingebunden wer- 
den. In diesem Rahmen hat die DB für den Bahnhof Solingen- Ohligs 
künftig zwölf IC-Halte gegenüber derzeit sieben IC-Halten vorgesehen. 
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48. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit trägt die Bundesregierung dafür Sor- 
ge, daß im Rahmen des Neubaus einer Schnell- 
bahntrasse Würzburg — Hannover eine Anbin- 
dung des Wirtschaftsraumes Wolfsburg — 
Braunschweig — Wolfenbüttel — Goslar — Salz- 
gitter erfolgt, so wie dies eine Beschlußempfeh- 
lung des Ausschusses für innerdeutsche Bezie- 
hungen fordert? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 1. August 

Im Rahmen der Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung wer- 
den für das Gesamtnetz der Deutschen Bundesbahn (DB) Engpässe und 
Investitionsmaßnahmen für Verbesserungsmöglichkeiten untersucht. Die 
Untersuchimgen, deren Ergebnisse bis 1985 vorliegen werden, umfassen 
auch den Wirtschaftsraum Wolfsburg — Braunschweig — Wolfenbüttel — 
Goslar — Salzgitter. Zwischenergebnisse lassen bislang keine Ausbau- 
notwendigkeit der DB-Strecken in diesem Raum erkennen. 

In dem für den o. a. Wirtschaftsraum relevanten Streckenabschnitt der 
DB -Neubaustrecke Hannover — Würzburg sind in Hannover und Göttin- 
gen Halte aller Reisezüge vorgesehen. Die Anbindung dieses Wirt- 
schaftsraumes an die Neubaustrecke wird die DB in diesen beiden Bahn- 
höfen mit nachfragegerechten Zugverbindxmgen sicherstellen. Darüber 
hinaus werden Züge aus Richtimg Süden von der Neubaustrecke über 
eine Anschlußkurve bei Emmerke in den o. a. Raum fahren können. 
Konkrete Aussagen über die künftige Fahrplangestaltung sind seitens 
der DB derzeit noch nicht möglich. 


49. Abgeordneter Kann die Bundesregierung alternativ Auskunft 

Bamberg geben, welche unterschiedlichen Kosten entste- 

(SPD) hen und welch unterschiedlicher Grundstücks- 

bedarf vorhegt bei einem eventuellen Neubau 
der A 94 München- Mühldorf- Simbach bzw. 
einem Ausbau der Bundesstraße 12 zu einer 
Schnellstraße? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 1. August 

Die generelle Linienführung einer Bundesfernstraße wird in Bayern von 
der zuständigen höheren Landesplanungsbehörde in einem Raumord- 
nimgsverfahren nüt allen beteüigten öffenthchen Planungsträgern erör- 
tert und abschließend beurteüt. 

In den Raumordnungsverfahren für die A 94 München — Mühldorf — 
Simbach wurden neben reinen Neubautrassen auch jeweüs Trassen im 
Bereich der bestehenden B 12 (unter teüweiser Einbeziehung dieser 
Bundesstraße) alternativ untersucht. Beurteüungsgrundlagen im Raum- 
ordnimgsverfahren sind alle für die Raumordnung und Landesplanung 
relevanten Kriterien; Flächenbedarf imd Baukosten (für die im Verfahren 
nur grobe Schätzungen vorhegen) sind nur Teüaspekte. 

Im Rahmen des Verfahrens zur Linienbestimmung gemäß § 16 Abs. 1 des 
Bimdesfemstraßengesetzes hatte das Bundesverkehrsministerium die 
bayerische Straßenbauverwaltung für den Teüabschnitt Forstinning 
— Ampfing um einen ergänzenden, eingehenderen Vergleich von 
Raumordnungs- und Wahltrassen gebeten. Danach ergeben sich für 
diesen Streckenabschnitt für Baukosten imd Flächenbedarf folgende 
Größenordnungen : 
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Trasse Nord 
(Dorfen) 

Trasse Süd 
(Haag) 

Länge 

39,9 km 

43,9 km 

Gesamtkosten 

276 Mio. DM 

(davon 10,7 km nur 
Anbau 2. Fahrbahn) 
292 Mio. DM 

Gesamtfläche 

272 ha 

274 ha 

Immissionsbereiche 
(Zusammenhängende Wohn- 
bebauung im 300 m-Bereich) 

6250 m 

11 750 m 


50. Abgeordneter 

Bamberg 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine derartige 
Untersuchung zu veranlassen und dabei auch 
einen eventuellen Ausbau der bestehenden 
Bahnlinie München -Mühldorf miteinzubezie- 
hen, da zur Straßenentlastung eine Verlagerung 
des Gütertransports auf die Schiene erstrebens- 
wert erschiene? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 1. August 

Auf der Grundlage der positiv abgeschlossenen Raumordnungsverfahren 
imd der erwähnten ergänzenden Untersuchung hat das Bundesverkehrs- 
ministerium jeweüs die Raumordnungstrasse gemäß § 16 Abs. 1 des Bun- 
desfernstraßengesetzes bestimmt. 

Zu einer nochmaligen, eventuellen weitergehenden vergleichenden 
Untersuchung der Trassenveirianten sieht die Bundesregierung keinen 
Anlaß. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeidewesen 


51. Abgeordneter 

Bindig 

(SPD) 


Wieviel Werbefläche wird zur Zeit in, an oder auf 
Einrichtungen der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost zur Verfügung ge- 
stellt, imd wie groß ist dabei die Räche für Niko- 
tin- und Alkoholreklame? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 1. August 

Die Werbeflächen, die die Deutsche Bundespost der Deutschen Postre- 
klame für Fremdwerbung zur Verfügung stellt, werden statistisch nicht 
erfaßt. Eine Bestandsaufnahme der annähernd 500 Werbearten vom 
Quittungszettel bis zum Großflächenplakat und vom Telefonbuch bis 
zum Kraftfahrzeug wäre nur mit unvertretbar hohem Kosten- und Zeit- 
aufwand möglich. Sie hätte zudem nur die Qualität einer Momentauf- 
nahme, da ständig neue Werbeaufträge hinzukommen imd alte weg- 
fallen. 

Erfaßt wird aber die Zahl der zur Verfügung gestellten Werbeträger. Die 
wichtigsten sind: 5343 Prospektständer und rund 57 000 Plakatträgerin 
Ämtern und Amtsstellen, rund 15500 Betriebsfahrzeuge, rund 100000 
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Plakatträger in Fernsprechhäuschen, monathch 23,5 MiUionen Beilagen 
zu Fernmelderechnungen. Etwa zwei Drittel ihrer Werbeerträge erzielt 
die Deutsche Postreklame GmbH aus der Werbung in den 100 amtlichen, 
73 Branchen- und 850 örüichen Fernsprechbüchem, die sie gemeinsam 
mit privaten Vertragsverlegern herausgibt. 

Die Geschäftsführung der Deutschen Postreklame GmbH hat versichert, 
daß sie bisher keine Aufträge für Nikotinwerbung entgegengenommen 
hat. 

Für Alkoholwerbung hegen zur Zeit drei Aufträge von Weinversandfir- 
men für eine bundesweite Belegung der Fernmelderechnung sbeüagen 
vor. 19 Fahrzeuge sind mit Werbung von Brauereien beklebt, die jedoch 
nur mit dem Firmennamen und nicht für Produkte werben. In den Fem- 
sprechbüchem wird für alkoholhaltige Produkte nicht geworben; Braue- 
reien und Gaststätten dürfen ihren Firmennamen durch Fettdruck oder 
Freiraumanzeigen hervorheben und auch Firmen-Signets verwenden. 
Hierbei gelten für Fernsprechteünehmer aller Branchen gleiche Bedin- 
gungen. 

Im Bereich der Deutschen Bundesbahn (DB) stehen dem Werbemarkt 
u. a. zur Verfügung: 6000 Bahnhöfe, Haltepunkte und Haltestellen, 
4 000 Vitrinen, 22300 Plakatanschlagstellen, 4 000 Brücken, 9000 Reise- 
zugwagen, 1 600 S-Bahnen und 4 000 Omnibusse. 

Von der mit der Werbung im Bereich der DB beauftragten Eisenbahnre- 
klame GmbH (ERG) werden weder bundesweit noch für das Land Baden- 
Württemberg statistische Erhebungen über die einzelnen Werbeflächen 
und über die einzelnen Werbezwecke geführt. Der Anteü der Alkohol- 
und Nikotinwerbung wird gemessen an der gesamten Außenwerbung im 
Bereich der DB jedoch auf deutlich unter 10 v. H. geschätzt. 


52. Abgeordneter Wieviel Fläche wird zur Zeit in, an oder auf 

Bindig Einrichtungen der Deutschen Bundesbahn und 

(SPD) der Deutschen Bundespost innerhalb des Landes 

Baden-Württemberg zur Verfügung gestellt, und 
wie groß ist dabei die Fläche für Nikotin- und 
Alkoholreklame? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 1. August 

Daten über Werbeflächen oder Werbeträger in, an oder auf Einrichtun- 
gen der Deutschen Bundespost in Baden-Württemberg hegen nicht vor. 
Die Bezirksdirektionen der Postreklame sind länderübergreifend struk- 
turiert. Unter Bezugnahme auf die o. a. Ausführungen kann die Frage 
bezüghch Nikotinwerbung verneint werden. Von den genannten 
19 Fahrzeugen mit Brauereiwerbung sind sechs im Bereich der Bezirksdi- 
rektion Karlsruhe, acht im Bereich der Bezirksdirektion Stuttgart statio- 
niert. Bei der bundesweiten Belegung der Femmelderechnungsbeüagen 
mit Weinwerbung entfallen auf Baden- Württemberg rund 3,8 MiUionen 
Stück. 

53. Abgeordneter 

Bindig 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
großen gesundheitiichen Schädigungen, verur- 
sacht durch hohen Nikotinkonsum, dxirch Alko- 
hohsmus, und einer gleichzeitig positiven Dar- 
steUung von Nikotin- und Alkoholkonsum in der 
Werbung, Nikotin- xmd Alkoholreklame auf den 
Werbeflächen in, an oder auf Einrichtungen der 
Deutschen Bimdesbahn und der Deutschen Bun- 
despost zu untersagen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 1. August 

Ein Verbot der Werbung für Tabakerzeugnisse und alkoholhaltige 
Getränke im Bereich ihrer Einrichtungen ist der Deutschen Bimdesbahn 
und Deutschen Bundespost aus werbe- und wettbewerbsrechtlichen 
Gründen nicht möglich. Die Bundesregierung hält die freiwilligen Wer- 
bebeschränkungen der betroffenen Industriezweige und die vom Deut- 
schen Werberat eingeführten Selbstbeschränkungsregeln in der Wer- 
bimg für ausreichend, so daß derzeit eine Ergänzung der gesetzlichen 
Bestimmungen nicht erforderlich ist. 

Außerdem ist sichergestellt, daß die ERG bei der Alkohol- und Nikotin- 
werbung grundsätzlich Zurückhaltung übt und diese Werbung nur 
betreibt, wenn die vorhandenen Werbeflächen nicht an andere Kunden 
vermietet werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

54. Abgeordneter Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregie- 

Keller rung zwischen technischem Fortschritt und Ar- 

(CDU/CSU) beitsplätzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 30. Juli 

Die Bundesregienmg sieht, wie u. a. im Bundesbericht Forschung 1984 
(Drucksache 10/1543, S. 12 und S. 25 ff.) dargelegt, in technischen Inno- 
vationen zur 

- Erschließung neuer Wachstumsbereiche und ziu 

- Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit auch klassischer 
Industriezweige 

sowie den in den damit verbundenen arbeitsplatzschaffenden und 

- sichernden Investitionen einen wichtigen Beitrag zum Abbau gegen- 
wärtiger Beschäftigungsprobleme. 

Über die Sicherung von Arbeitsplätzen und Einkommen tragen Innova- 
tionen darüber hinaus zui Beschäftigimg in vor- und nachgelagerten 
Bereichen, also in der Volkswirtschaft insgesamt, bei. 

Bereiche technologieintensiver Produktion bieten darüber hinaus 
Arbeitsplätze mit höherer Wertschöpfung imd Einkommensmöglichkei- 
ten^ die unserem gestiegenen Ausbüdungsniveau, unserem beruflichen 
Interesse und unserer beruflichen Leistungsfähigkeit entsprechen. 


55. Abgeordneter 
Keller 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang führten neue Technologien 
zur Schaffung und Vernichtung von Arbeits- 
plätzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 30. Juli 

Endgültige zahlenmäßige Büanzierungen der arbeitsplatzschaffenden 
oder -in anderen Fällen- arbeitsplatzvemichtenden Wirkungen, die 
isoliert auf den Einsatz neuer Technik zurückzuführen wären, sind auf 
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Grund der vielfältigen Wechselwirkungen mit struturellen und konjunk- 
turellen Einflüssen, aber auch wegen der schwer erfaßbaren Sekundär- 
wirkungen z. B. über das Einkommen, oder wegen mangelnder Ver- 
gleichsmöglichkeiten, etwa mit einem Zustand ohne technische Innova- 
tionen, nur schwer möglich. Vorliegende Untersuchungen kommen 
daher auf Grund imterschiedlicher Betrachtungsweisen imd unterschied- 
licher Methodik zum Teü zu gegensätzlichen Positionen und Ergeb- 
nissen. 

Die Bimdesregienmg wird daher, wie ebenfalls im Bimdesforschungsbe- 
richt 1984 (Drucksache 10/1543, S. 19) angekündigt, darauf hinarbeiten, 
„mehr Klarheit in die zum Teü gegensätzlichen Positionen und Ergeb- 
nisse von Untersuchimgen zu bringen". Weiterführende Untersuchim- 
gen, die die Unterschiede vorliegender Analysen in bezug auf Ansätze, 
Methoden und Ergebnisse aufarbeiten imd verringern sollen, werden 
daher derzeit vorbereitet. 

Hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen Tendenz lassen Analysen der 
deutschen wirtschaftswissenschaftlichen Forschimgsinstitute im Rahmen 
der Strukturberichterstattung insgesamt eine arbeitsplatzsichemde oder 
sogar arbeitsplatzschaffende Wirkung den Einsatz neuer Techniken 
erwarten. Gefährdet sind diesen Analysen zufolge auf Grund des interna- 
tionalen Wettbewerbs vor aUem Arbeitsplätze im Bereich der untersten 
Technologieintensitätsklassen. 


56. Abgeordneter Welche Bedeutung haben insbesondere Hoch- 

Keller technologiebereiche für die fortgeschrittenen In- 

(CDU/CSU) dustrieländer auch hinsichtlich der Möglichkeit, 

Gegengewichte zu schrumpfenden Bereichen 
der Wirtschaft zu büden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 30. Juli 

Vor dem Hintergrund aufkommender Konkurrenz der Schwellenländer, 
vor allem in traditioneUen Industriesektoren, \md der häxifig überdurch- 
schnittlichen Chancen für hochtechnologische Produkte auf den Welt- 
imd Binnenmärkten, werden Hochtechnologiebereiche zimehmend zu 
wichtigen Wachstumsträgem in den fortgeschrittenen Industrieländern. 
Die Bimdesregienmg sieht daher - wie auch im Bundesbericht Forschung 
1984 näher ausgeführt - eine nicht zu unterschätzende Bedeutung dieser 
Bereiche für die stniktureUe Anpassimg und für die gesamtwirtschaftli- 
che Entwicklung. 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregiemng 
aus der Tatsache, daß die kleinen und mittleren 
Unternehmen im Durchschnitt 7,4 v. H. ihres 
Umsatzes für Forschung und Entwicklung aus- 
geben, die Unternehmen mit 1000 bis 10000 
Beschäftigten aber nur 1,7 v. H. und die großen 
Unternehmen über 10000 Beschäftigte 3,7 v. H. 
für die Gestaltung ihrer Forschungsförderung 
aufwenden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 31. Juli 

Die Tatsache, daß kleine Unternehmen einen höheren Anteü ihres 
Umsatzes für FuE aufwenden, ist dadurch zu erklären, daß in jedem 


57. Abgeordneter 

Maaß 

(CDU/CSU) 
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Unternehmen, das sich zu eigenen FuE-Leistungen entschließt, gewisse 
Mindestinvestitionen und Mindestaufwendungen für Forschungsperso- 
nal gemacht werden müssen, die prozentual um so mehr ins Gewicht 
fallen, je kleiner das Unternehmen ist; FuE-Aufwendungen sind nicht 
beliebig teübar und müssen eine kritische Mindest große übersteigen. So 
hatten 1981 die Unternehmen mit weniger als 100 Beschäftigten FuE-Auf- 
wendungen in Höhe von 5,4 v. H. ihres Umsatzes (FuE-Aufwendimgen 
von 7,4 V. H. des Umsatzes erbrachten nur Unternehmen < 50 Beschäf- 
tigte). Der relative Aufwand, den Unternehmen für FuE betreiben müs- 
sen, nimmt daher zunächst mit steigender Betriebsgröße ab. 

Der prozentuale Anstieg der FuE-Aufwendungen bei den Großunterneh- 
men ist demgegenüber darauf zurückzuführen, daß diese Unternehmen 
vielfach große Forschungslabors betreiben, die sich auch mit nicht unmit- 
telbar ökonomisch verwertbarer, zukunftsorientierter Forschung beschäf- 
tigen. 

Die Forschungsförderung der Bundesregierung trägt der imterschiedh- 
chen Situation von Klein-, Mittel- und Großunternehmen Rechnung. Vom 
Gesamtaufwand für industrielle FuE entfällt etwas mehr als die Hälfte auf 
FuE -Personal, woraus sich die besondere Wirksamkeit einer personalo- 
rientierten Forschungsförderung gerade für kleine und mittlere Unter- 
nehmen ergibt. Durch das Personalkostenzuschußprogramm wurde eine 
Stärkung der industriellen Forschungskapazität der Unternehmen mit bis 
zu 500 Beschäftigten erreicht. Durch die kürzhch von der Bundesregie- 
rung beschlossene „Forschungspersonal-Zuwachsförderung" sollen ins- 
besondere die personalintensiv forschenden kleinen und mittleren Unter- 
nehmen gefördert werden (bis 3 000 Beschäftigte), die eine Erweiterung 
ihrer Forschungskapazität vornehmen. 


58. Abgeordneter 

Maaß 

(CDU/CSU) 


Welche Rahmenbedingungen der Forschungs- 
förderung der Wirtschaft der Bundesrepubhk 
Deutschland sind in den letzten Jahren verbes- 
sert worden, und was soll in den nächsten Jahren 
in diesem Bereich noch geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 

vom 31. Juli 

Im siebten Bundesbericht Forschung hat die Bundesregierung im Kapitel 

„Verbesserung der Ausgangs- \md Rahmenbedingungen" ausführhch zu 

dieser Frage Stellung genommen. 

Forschung, Entwicklung und Innovation sollen vor allem durch 

- Ausbau der Infrastruktur für die Technologieinformation, 

- Verbesserung des Technologie-Transfers zwischen Grundlagenfor- 
schung, angewandter und marktorientierter Forschung, 

- Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Wissen- 
schaft, 

- Erhöhung der Forschungsfähigkeit durch materiell wie personell gut 
ausgestattete FuE-Abteüungen, 

~ Anstöße zur Bereitstellung von Risikokapital, 

- Erweiterung der Märkte durch innovationsorientierte öffentliche Be- 
sch eiffung 

gestärkt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


59. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß für einzel- 

Frau ne Fachbereiche der Fachhochschulen die Mög- 

Weyel lichkeit zur Vorprüfung erst im vierten Semester 

(SPD) besteht, und ist sie bereit, für diese Fachbereiche 

den Termin für den Leistungsnachweis gemäß 
§ 48 BAföG bis zum sechsten Semester auszu- 
dehnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 31. Juli 

Der Bxmdesregierung ist bekannt, daß nach den Hochschulregelungen in 
den Ländern Vorprüfungen zu imterschiedhchen Zeitpunkten abgelegt 
werden. Für den Leistungsnachweis nach § 48 Abs. 1 BAföG ist jedoch 
nicht maßgebend, ob und gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt nach der 
jeweiligen Studienordnung eine Vorprüfung vorgesehen ist, die Vor- 
schrift des § 48 Abs. 1 BAföG ist vielmehr von der grundsätzhchen Über- 
legung geprägt, vom 5. Semester an Ausbildungsförderung nxir noch zu 
leisten, wenn der Leistungsstand vom Ende des 4. Fachsemester nachge- 
wiesen ist. Diese Leistungsveraussetzimg ist zwingend und gilt für alle in 
gleicher Weise. Der Leistungsnachweis kann einmal erbracht werden 
durch eine entsprechende Bescheinigung der Ausbüdimgsstätte nach 
§ 48 Abs. 1 Nr. 2 BAföG. Als weitere Möghchkeit läßt der Gesetzgeber 
aus verwciltimgsökononüschen Erwägimgen als Leistxmgsnachweis auch 
ein Zeugnis über eine bestandene Zwischenprüfimg genügen, die nach 
den Ausbüdimgsbestimmungen erst vom Ende des 3. Fachsemesters an 
abgeschlossen werden kann imd vor dem Ende des 4. Fachsemesters 
abgeschlossen worden ist. In diesen Fällen spricht die Vermutung dafür, 
daß diese Auszubüdenden auch am Ende des 4. Semesters den vorausge- 
setzten Leistungsstand erworben haben. Diese Regelimg hat sich als 
sachgemäß erwiesen. 

Kann in einzelnen Studiengängen die Vorprüfxmg nicht im 4. Fachseme- 
ster, sondern erst im Anschluß an das 4. Fachsemester abgelegt werden, 
so reicht dies als Leistimgsnachweis nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 BAföG nicht 
aus. Eine Änderung könnte nur durch eine Vereinheitlichung des Prü- 
fimgsrechts in den Ländern erreicht werden, durch die der Abschluß der 
Vorprüfung einheitiich im 4. Semester erfolgt. 


60 Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die Förderungs- 

Frau höchstdauer für Fachhochschulen auf acht Se- 

Weyel mester anzuheben, sofern eine Mindeststudien- 

(SPD) dauer von sieben Semestern vorgeschrieben ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 31. Juli 

Eine generelle Beantwortung dieser Frage ist der Bimdesregierung nicht 
möghch, da grundsätzhch für den konkreten Studiengang jeweüs anhand 
der für diesen Studiengang maßgebhchen Ausbüdungs- und Prüfimgs- 
ordnimg förderungsrechtlich im einzelnen geprüft werden muß, wie viele 
Semester die Mindeststudien- und Examenszeit ausmacht und ob gege- 
benenfalls ein Semester zur freieren Studiengestaltimg zusätzhch zu 
berücksichtigen ist. 
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In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, daß das Oberverwal- 
timgsgericht Münster in einer Grundsatzentscheidung vom 6. Juli 1984 
- Az.: 16 A 97/84 - die für Studiengänge an den Fachhochschulen festge- 
setzte Förderungshöchstdauer von sieben Semestern in bezug auf die 
Fachhochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen bestätigt hat. Für 
diese Studiengänge ist eine im wesentlichen einheitliche Regelstudien- 
zeit von sieben Semestern in den maßgebüchen Ausbüdungs- xmd Prü- 
fungsordnungen vorgesehen. 


61. Abgeordneter 
Kuhlwein 
(SPD) 


Wie viele Auszubüdende, aufgegliedert nach 
Ausbüdxmgsjahren, werden gegenwärtig von 
der Bimdesregierung nach dem Benachteiügten- 
programm gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 31. Juli 

Nach Mitteüung der Bundesanstalt für Arbeit werden gegenwärtig 10 675 
Jugendliche nach dem Benachteüigtenprogramm gefördert, davon 

- 2 102 im Rahmen der ausbüdungsbegleitenden Hüfen, 

- 8 573 in Vollmaßnahmen. 

Von den Jugendlichen, die derzeit in Vollmaßnahmen ausgebüdet wer- 
den, haben 

- 4 983 ihre Ausbüdung im Ausbüdungsjahr 1983/84 begonnen, 

- 2 917 im Ausbüdungsjahr 1982/83 (befinden sich also im 2. Ausbü- 
dungsjahr), 

- 587 im Ausbüdungsjahr 1981/82 und 

- 86 im Ausbüdungsjahr 1980/81. 


62. Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Wie viele Auszubüdende können mit dem im 
Regierungsentwurf des Bimdeshaushaltsplans 
für 1985 vorgesehenen Mitteln neu in das Be- 
nachteüigtenprogramm aufgenommen werden, 
xmd wie hoch ist die Zahl der durch die Arbeits- 
ämter für das Benachteüigtenprogramm gemel- 
deten Bewerber? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 31. Juli 

Im Bereich der ausbüdimgsbegleitenden Hüfen kann die Teilnehmerzahl 
von derzeit 2 102 auf rund 5 000 im Ausbüdimgsjahr 1984/85 gesteigert 
werden. 

Bei den Vollmaßnahmen kann die hohe Kapazität von derzeit über 8 500 
Teilnehmern auch im kommenden Jahr gehalten imd jeder freiwerdene 
Platz neu besetzt werden. Dadurch können im Ausbüdungsjahr 1984/85 
rund 3 100 Teünehmer neu in Voümaßnahmen auf genommen werden, 
die außerhalb des Programms keine Ausbüdungschance gehabt hätten. 

Genaue Angaben über die für das Programm bei den Arbeitsämtern 
gemeldeten Bewerber liegen der Bimdesregienmg derzeit nicht vor. 


63. Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Welche konkreten Schritte unternimmt die Bim- 
desregierung, um die GleichsteUung von Ab- 
schlüßen in der beruflichen Büdung mit aUge- 
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meinbildenden Abschlüßen zu erreichen, die 
vom Hauptausschuß beim Bimdesinstitut für Be- 
rufsbildung am 11. Mai 1984 einmütig gefordert 
wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 31. Juli 

Die Bundesregierung sieht in der Herstellung der Gleichwertigkeit von 
beruflicher Büdung zu anderen Büdungsgängen eine Aufgabe von hoher 
politischer und gesellschaftlicher Bedeutung. Aus diesem Grunde hatte 
sie schon vor einem Jahr den Hauptausschuß des Bundesinstituts für 
Beruf sbüdung um eine Stellungnahme und Empfehlungen gebeten. Die 
Stellungnahme vom 11. Juni 1984 wurde mit den Stimmen der Bimdes- 
vertreter beschlossen. 

Ebenfalls auf Antrag der Bundesregierung wurde in die BLK- Empfehlung 
„Strukturprobleme im Verhältnis von Büdungssystem und Beschäfti- 
gungssystem und ihre Konsequenzen für die Bildungspolitik" die Förde- 
rung der Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Büdung einge- 
bracht. 

Das KMK- Sekretariat wird eine Bestandsaufnahme vorlegen, in der die in 
den Ländern bestehenden bzw. geplanten einschlägigen Regelungen 
systematisch dargestellt sind. Diese Bestandsaufnahme wird voraussicht- 
lich in der Amtschefkonferenz im Herbst beraten werden. 

Die volle Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Büdung wird 
- nach dem Verständnis der Bundesregierung - nicht in erster Linie auf 
dem Weg einer formalen Gleichst eUung von beruflichen imd aUgemein- 
büdenden Abschlüssen verwirklicht, sondern sie ergibt sich vor aUem aus 
der geseUschaftlichen Wertschätzung und der Attraktivität der berufli- 
chen Aus- und Weiterbüdung als gleichrangigem, eigenständigen Bü- 
dungsweg mit hohen Berufs- und Lebenschancen. Dabei ist von besonde- 
rer Bedeutung, daß die Berufsbüdung dem einzelnen Durchstiegsmög- 
lichkeiten bis zur Fachhochschiüe bietet, die nach Auffassung der Bun- 
desregierung weiter aufgewertet werden und ein eigenes Profü entwik- 
keln soUte. Dieses Verständnis von Gleichwertigkeit wird durch viele 
Maßnahmen der Bundesregierung gefördert, die Qualität, Effizienz und 
auch die Innovationsfähigkeit des Berusfbüdungssystems verbessern sol- 
len. Hier sei nur auf die Regelung von Abschlüssen im tertiären Bereich 
auf der Basis des Beruf sbüdungsgesetzes (z.B. Abschluß als „geprüpfter 
Wirtschaftsinformatiker") hingewiesen. 

Welche praktischen Konsequenzen aus der erwähnten Bestandsauf- 
nahme der KMK zu ziehen sind, bleibt weiteren Gesprächen zwischen 
Bimd und Ländern Vorbehalten. Die Bundesregierung wird sich bereits 
jetzt bei den Ländern für eine Prüfung der Möglichkeiten einsetzen, 
wonach weiterführende Büdunsgangebote, die traditioneU einen mittle- 
ren aUgemeinbüdenden Abschluß voraussetzen, für Hauptschüler mit 
abgeschlossener Berufsausbüdung geschaffen werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit 


64. Abgeordneter 

Dr. Hauchler 

(SPD) 


Trifft es zu, daß zur Zeit ein Projekt zur Lieferung 
von Düngemitteln nach Nepal vorbereitet wird, 
zu dessen Ausschreibimg wegen des Grimdsat- 
zes der „Beschäftigungswirksamkeit" nur deut- 
sche Firmen zugelassen werden soUen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 27, Juli 

Bei den Regierungsverhandlungen mit Nepal wurden für die Jahre 1982/ 
83 10 Millionen DM Warenhilfe zugesagt. Es bestand Einvernehmen, 
daß hieraus zu finanzierende Güter und Dienstleistungen „soweit wie 
möghch" aus der Bxmdesrepublik Deutschland bezogen werden sollten. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau wurde beauftragt, das aus diesen 
Mitteln zu finanzierende Projekt „Düngemitteleinfuhr" mit Gesamtko- 
sten in Höhe von 4,5 Milhonen DM zu prüfen. Es wurde ihr dabei 
vorgegeben, daß che Lieferungen und Leistungen im Rahmen des Vorha- 
bens beschäftigungswirksam sein sohen. Die Prüfung ist noch nicht 
abgeschlossen. 


65. Abgeordneter Ist auf Grund der vergangenen Erfahrungen mit 

Dr. Hauchler internationalen Ausschreibungen bei solchen 

(SPD) Projekten zu erwarten, daß den Zuschlag eine 

Firma erhalten wird, die deutiich höhere Preise 
fordern wird, als dies in internationalen Aus- 
schreibungen möghch wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 27. Juli 

Die Bxmdesregienmg achtet darauf, daß che Prinzipien des marktwirt- 
schafthchen Wettbewerbs nicht außer Kraft gesetzt werden. Da die Auf- 
tragserteüung bei Projekten der Finanziehen Zusammenarbeit durch die 
Entwicklungsländer selbst erfolgt, wird die Krechtanstalt für Wiederauf- 
bau (KfW) im Einzelfah durch entsprechende Hinweise und Empfehlun- 
gen tätig. 

Nach den Richthnien der KfW für che Vergabe von Aufträgen im Bereich 
der Finanziehen Zusammenarbeit werden Ausschreibungsverfahren auf- 
gehoben, wenn che Preisangebote offensichthch überhöht sind. Es ist 
daher nicht zu erwarten, daß bei Beschränkung der Ausschreibung eines 
Projekts auf deutsche Firmen eine Firma den Zuschlag erhalten wird, che 
deutiich höhere Preise fordert, als ches bei internationalen Ausschreibim- 
gen möghch wäre. 


Bonn, den 3. August 1984 
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